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1961 (GBl. I S. 27) in der Neufassung vom 23. Novem­
ber 1966 (GBl. I S. 127) für die Dauer der Freistellung 
zur Ausübung des Schöffenamtes durch den Betrieb 
einen Ausgleich in Höhe des Durchschnittsverdienstes.

§ 2

(1) Schöffen, die Mitglieder sozialistischer Produk­
tionsgenossenschaften sind, erhalten für die Dauer 
der Freistellung zur Ausübung des Schöffenamtes die 
Durchschnittsvergütung von ihrer Genossenschaft.

(2) Stellt die Zahlung dieser Entschädigung an den 
Schöffen eine nicht zumutbare Belastung für die Ge­
nossenschaft dar, so werden ihr auf begründeten An­
trag die dafür aufgewendeten Beträge durch das Ge­
richt ganz oder teilweise aus dem Staatshaushalt er­
stattet. Der Bezug der Naturalvergütung wird durch die 
Zahlung der Entschädigung aus dem Staatshaushalt 
nicht berührt. Ist der Schöffe Mitglied einer LPG 
Typ I, so erhält er neben der Entschädigung von der 
Genossenschaft eine Entschädigung durch das Gericht 
aus dem Staatshaushalt in Höhe von 10 M für jeden 
Tag des Schöffeneinsatzes bei Gericht.

(3) Die Berechnung der Entschädigung für Mitglie­
der von LPG und sozialistischen Produktionsgenossen­
schaften der Gärtner und Fischer erfolgt auf der 
Grundlage
— des Durchschnitts der im letzten Kalenderjahr ge­

leisteten Arbeitseinheiten,

— der laut Betriebsplan der vorgenannten Genossen­
schaften festgelegten Geld- und Natural Vergütung 
je Arbeitseinheit im Jahr der Ausübung der Schöf­
fentätigkeit.

(4) Die Berechnung der Entschädigung für Mitglieder . 
von Produktionsgenossenschaften des Handwerks 
(PGH) sowie anderen sozialistischen Genossenschaf­
ten erfolgt auf der Grundlage der Durchschnittsvergü­
tung für die geleistete Arbeit des letzten Kalenderjah­
res.

§ 3

(1) Freiberuflich Tätige, die als Schöffen gewählt 
sind, erhalten für die Zeit der Ausübung des Schöf­
fenamtes eine Entschädigung, die ihrem Durchschnitts­
verdienst des letzten Kalenderjahres entspricht, durch 
das Gericht aus dem Staatshaushalt. Der Durch­
schnittsverdienst ist durch Vorlage des letzten Steuer­
bescheides nachzuweisen.

(2) Die Entschädigung beträgt im Höchstfall 30 M für 
jeden Tag der Schöffentätigkeit. Kann ein Nachweis 
nicht geführt werden, so hat das Gericht die Entschä­
digung unter Berücksichtigung aller hierfür erheblichen 
Umstände festzusetzen. In diesem Fall darf die Ent­
schädigung höchstens 15 M für jeden Tag betragen.

§ 4
Handwerker sowie sonstige selbständig Tätige, die 

als Schöffen gewählt sind, erhalten für die Zeit der 
Ausübung des Schöffenamtes aus dem Staatshaushalt 
eine Entschädigung von 15 M für jeden Tag.

§ 5

Nichtberufstätige Schöffen erhalten für ihre persön­
lichen zusätzlichen Aufwendungen durch das Gericht 
eine Entschädigung von 7 M für jeden Tag der Aus­

übung des Schöffenamtes aus dem Staatshaushalt; dar­
über hinausgehende Auslagen, insbesondere für eine 
notwendige Vertretung im Haushalt, können in ange­
messenem Umfang erstattet werden.

§ 6

(1) Die Ausübung des Schöffenamtes, für die eine 
Entschädigung gezahlt wird, umfaßt auch die Teil­
nahme an Schöffenschulungen, Schöffenkonferenzen 
und sonstigen Veranstaltungen für Schöffen.

(2) Beträgt die Zeit für die Ausübung des Schöffen­
amtes einschließlich An- und Abreise an einem Tag 
nicht mehr als 4 Stunden, so ist ein halber Tages­
satz zu zahlen.

II.

Entschädigung für Zeugen

§ 7

(1) Werktätige, die in einem Arbeitsrechtsverhältnis 
stehen und vor Gericht als Zeugen geladen werden, er­
halten für die Zeit ihrer Freistellung einen Ausgleich 
in Höhe des Nettodurchschnittsverdienstes durch das 
Gericht aus dem Staatshaushalt. Die Berechnung des 
Nettodurchschnittsverdienstes erfolgt nach der Verord­
nung vom 21. Dezember 1961 über die Berechnung des 
Durchschnittsverdienstes und über die Lohnzahlung 
(GBl. II S. 551) in der Fassung der Zweiten Verordnung 
vom 27. Juli 1967 (GBl. II S. 511). Jede angefangene 
halbe Stunde wird voll gerechnet. Wird durch den Be­
trieb für die Zeit der Freistellung Ausgleich in Höhe 
des Durchschnittsverdienstes gewährt, besteht kein An­
spruch auf Ausgleichszahlung durch das Gericht.

(2) Unabhängig davon, ob der Zeuge einen Ausgleich 
durch das Gericht erhält oder nicht, ist der auf die 
Zeit der Wahrnehmung des Termins entfallende Teil 
der Lohn- oder Gehaltsforderung durch das Gericht 
dem Kostenschuldner als Auslage in Ansatz zu bringen. 
Das gilt nicht, wenn Kostenschuldner und Lohnschuld­
ner identisch sind. Die als Auslagen vereinnahmten 
Beträge verbleiben dem Staatshaushalt auch dann, 
wenn keine Ausgleichszahlung durch das Gericht er­
folgt ist.

(3) Die Berechnung der Entschädigung nach Abs. 1 
und der Auslagen nach Abs. 2 erfolgt auf der Grund­
lage einer beim Gericht vorzulegenden Verdienstbe­
scheinigung.

§ 8

(1) Mitglieder sozialistischer Produktionsgenossen­
schaften, die vor Gericht als Zeugen geladen werden, 
erhalten für die versäumte Arbeitszeit eine Entschädi­
gung durch das Gericht aus dem Staatshaushalt. Die 
Berechnung der Entschädigung erfolgt gemäß § 2 Abs. 3 
bzw. Abs. 4. Die Höhe des Einkommens bzw. der Ver­
gütung ist von der Genossenschaft zu bescheinigen. 
Sind die Zeugen Mitglieder einer LPG Typ I, so er­
halten sie neben den von der LPG bescheinigten Aus­
lagen eine Entschädigung von 1,20 M für jede Stunde.

(2) Freiberuflich Tätige, die in keinem Arbeits- 
rechtsverhältnis stehen und die vor Gericht als Zeugen 
geladen werden, erhalten für die versäumte Arbeits­
zeit eine Entschädigung von 3 M für jede Stunde.


